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POC-Fonds 
Weitere Dokumente und Erkenntnisse im Insolvenzverfahren von COGI u.a. 
 
Dieser Beitrag befasst sich mit dem Fortgang des Insolvenzverfahrens der COGI LP, in die sechs 
der POC-Fonds ihr Kapital investiert haben, und den beiden Gesellschaften, die die Geschicke der 
COGI in den letzten Jahren in den Händen gehalten haben. Die wesentlichen Informationen 
stammen aus aktuellen Dokumenten in englischer Sprache, die ich ins Deutsche übersetzt habe.  
 
Um das Wesentliche vorweg zu nehmen: Der Insolvenzverwalter geht davon aus, dass die 
Vermögenswerte der drei Gesellschaften nicht ausreichen, die Bankschulden zu decken. Er 
vermutet, dass im letzten Jahr Übertragungen von Vermögenswerten von der COGI auf 
Unternehmen, die mit David Crombie und vor allem auch Alexander Gramatzki verbunden sind, 
vorgenommen wurden, die für die COGI und damit für die deutschen Anleger wirtschaftlich 
nachteilig sind. Es hat den Anschein, als seien Nutzungsrechte aus Öl- und Gasquellen von der 
COGI auf Dritte übertragen worden, so dass diese den wirtschaftlichen Ertrag ernten, Schulden 
und Verbindlichkeiten aus den Öl- und Gasquellen jedoch bei der COGI verblieben sind. 
 
Derzeit wird geprüft, in welchem Umfang und an wen Öl- und Gasquellen übertragen wurden und 
ob sich ggf. nachteilige Übertragungsvorgänge rückgängig machen lassen. Auch im Hinblick auf 
betrügerische Vorgänge werden die Gesellschaften im Rahmen des Insolvenzverfahrens untersucht. 
 
Woraus diese Erkenntnisse stammen und was im Einzelnen Stand der Dinge ist, erläutere ich 
nachstehend im Detail.  
 
Zuletzt befasse ich mich mit der Überlegung, ob Anleger ihr Geld zurückfordern sollten, sofern Sie 
der Aufforderung der Geschäftsführung nach Wiedereinzahlung bereits erhaltener Ausschüttungen 
gefolgt sind. Um es auch hier vorweg zu nehmen: Ich meine, dass es sinnvoll ist, dies zu tun. 
 
1.  Notices of bankruptcy für COGI LP, Canadian Oil and Gas International Inc. und Conserve 

Oil Group Inc. 
 
Mit Datum vom 23. Dezember 2015 wurden die Gläubiger der COGI LP, der COGI Inc. und der 
Conserve Oil über die Zahlungsunfähigkeit und Überschuldung („bankruptcy“) der COGI LP, der 
Canadian Oil and Gas International Inc. (COGI Inc.) und der Conserve Oil Group Inc. (Conserve) 
informiert. Für den 25. Januar 2016 sind nacheinander in 45minütigem Abstand 
Gläubigerversammlungen angesetzt.  
 
Teil der jeweiligen „notice of bankruptcy“ ist eine Aufstellung über die Verbindlichkeiten der 
jeweiligen Gesellschaft. Hinsichtlich der ungesicherten Gläubiger ist in allen drei Fällen die 
identische Summe von 13.654.325,78 CAD ausgewiesen. Ebenfalls gemeinsam haben die drei 
Gesellschaften gegenüber der finanzierenden Alberta Treasury Branches gesicherte Schulden, die 
allerdings jeweils um einige Dollar voneinander abweichen. Insgesamt belaufen sich die 
Verbindlichkeiten, die für alle drei Gesellschaften nahezu identisch sind, auf rd. 48,664 Mio. 
CAD.  
 
Diese „notices“ werfen in verschiedenen Aspekten Fragen auf. 
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Irritierend ist zunächst, dass den Unterlagen für die COGI eine „A-list“ beigefügt ist, die bei den 
Unterlagen zu den anderen beiden Gesellschaften fehlt, so dass nicht zu überprüfen ist, ob diese 
Listen identisch sind.  
 
In der A-list sind die ungesicherten Gläubiger aufgeführt. Unter anderem ist in der A-list der COGI 
als Gläubiger die Canadian Oil and Gas Company mit 2,9 Mio. CAD ausgewiesen. Hier stellt sich 
zum einen die Frage, woraus eine derart hohe Forderung resultiert. Zum anderen stellt sich die 
Frage, wieso die Summe der ungesicherten Forderungen bei COGI und Canadian Oil and Gas 
identisch ist, wenn zu den Gläubigern der COGI die Canadian Oil and Gas selbst gehört, die keine 
Forderungen gegen sich selbst haben kann.  
 
Sehr viel entscheidender ist jedoch die Frage, warum bei den „Assets“, also den 
Vermögenswerten, bei allen drei Gesellschaften keinerlei Werte aufgeführt sind. Bisher gehen wir 
davon aus - und so äußert sich bisher auch die deutsche Fondsgeschäftsführung - dass die COGI 
noch über nennenswerte Vermögenswerte in Form von Öl- und Gasquellen verfügt. An sich 
müssten diese hier mindestens bei der COGI ausgewiesen werden. 
 
Ich habe hinsichtlich dieser Fragen das Büro des Insolvenzverwalters (MNP) um Aufklärung 
gebeten und von Greg Ibbot, Vice President, folgende Antwort erhalten: 
 

“Übereinstimmende Liste der Gläubiger/Schulden 
 
Als Treuhänder für diese Gesellschaften sind wir beschränkt durch die Informationen, die 
uns zur Verfügung gestellt werden. Bisher sind die Informationen darüber, welcher Gläubiger 
mit welchem Unternehmen zu tun hat, unzureichend. Um alle zu erfassen, haben wir bei 
jeder Firma die gesamte Gläubigerliste erfasst. Daraus resultiert dieselbe Schuldenhöhe und 
für alle Firmen dieselbe Gläubigerliste. 
 
Diese Gläubigerliste wird jedoch zu Informationszwecken versandt. Jeder Gläubiger muss 
seine Forderung gegen die konkrete Gesellschaft mittels der entsprechenden Formulare 
nachweisen. Nach diesen nachgewiesenen Forderungen wird dann für jede Gesellschaft die 
aktuelle Gläubigerliste erstellt.  
 
Vermögenswerte 
 
Das kanadische Recht sieht eine Bevorrechtigung für gesicherte Gläubiger (und andere 
bevorzugte Gläubiger wie beispielsweise Angestellte) vor. Der bereits laufende Receivership-
Prozess ist der normale Prozess bei Zahlungsunfähigkeit, der im Verhältnis zu gesicherten 
Gläubigern eingeleitet wird. Die Vermögenswerte werden zunächst im Rahmen der 
Receivership verwertet. Wenn es darüber hinaus einen Überschuss an Mitteln oder 
Vermögenswerten gibt, werden diese im Rahmen des Bankruptcy-Prozesses auf die 
ungesicherten Gläubiger verteilt. Im vorliegenden Fall übersteigen die Forderungen der 
gesicherten Gläubiger jedoch die erwarteten Erträge aus der Verwertung der bekannten 
Vermögensgegenstände. Daher erwarten wir keine Überschüsse, die im Rahmen des 
Bankruptcy-Prozesses an die ungesicherten Gläubiger verteilt werden können. Entsprechend 
haben wir in den Bankruptcy-Dokumenten keine Vermögensgegenstände ausgewiesen. 
 



Im weiteren Verlauf kommt es zunächst zu Gläubigerversammlungen am 25. Januar, die in 
erster Linie dazu gedacht sind, die Gläubiger mit Informationen zu versorgen. Zu diesem 
Termin werden wir einen Treuhänderbericht für die Gläubiger vorlegen. Darin wird unser 
Verständnis der Vermögenswerte und Verbindlichkeiten der Unternehmen dargestellt werden. 
Ferner wird daraus zu ersehen sein, inwiefern wir von einer Zahlung (Rückzahlung) an die 
ungesicherten Gläubiger ausgehen.“ 

 
Ich habe hier in der Übersetzung die Begriffe “Receivership” und “Bankruptcy” im Original stehen 
gelassen, weil es in Deutschland keine vergleichbare Unterscheidung gibt. Die Antwort vom Greg 
Ibbot erklärt das kanadische Recht aus meiner Sicht gut verständlich.  
 
Inhaltlich festzuhalten ist, dass sich bisher zu bewahrheiten scheint, was wir bereits im letzten 
Sommer befürchtet haben: Die noch vorhandenen Öl- und Gasquellen sind weniger wert als die 
Schulden gegenüber der finanzierenden Bank. Die Bewertung der Vermögenswerte in den 
Bilanzen, die von David Crombie mit Antrag auf das Insolvenzplanverfahren im August 2015 
eingereicht wurden, war danach offenbar deutlich überhöht.  
 
Welcher Schluss folgt daraus? Entweder hat die COGI-Geschäftsführung die deutsche 
Fondsgeschäftsführung die ganze Zeit an der Nase herumgeführt und versucht, diese zur 
Beitreibung von weiteren Geldmitteln zu instrumentalisieren - was diese dann mit sich hat machen 
lassen. Oder die deutsche Fondsgeschäftsführung war die ganze Zeit im Bilde und hat ihrerseits 
Sand in die Augen gestreut. In beiden Fällen stellt sich die Frage, ob die Anleger sich eine solche 
Geschäftsführung leisten können bzw. wollen. 
 
2. Zweiter Bericht des Insolvenzverwalters 
 
Der zweite Bericht des Insolvenzverwalters stammt bereits aus dem November 2015, wurde 
jedoch erst kurz vor Jahresende auf der Seite des Insolvenzverwalters veröffentlicht. Wie die 
Berichte von MNP zuvor enthält auch dieser Bericht interessante Informationen. 
 
Der Bericht befasst sich mit den Insolvenzen aller drei Gesellschaften. Hier heißt es zur COGI: 
 

„COGI LP ist ein Öl- und Gas-Unternehmen mit produzierendem Besitz in Alberta und nicht 
produzierendem Besitz in Saskatchewan.“ 

 
Bei der Canadian Oil and Gas International Inc. („COGI Inc.”) handelt es sich um eine 
Gesellschaft, deren ausschließliche Tätigkeit für COGI LP die Übernahme der einer 
Komplementärin vergleichbaren Stellung sowie das Halten verschiedener Titel für COGI LP 
darstellt. 
 
Zu Conserve wird folgendes ausgeführt: 
 

„Conserve ist ein privates Unternehmen und Eigentümer aller ausgegebenen und 
ausstehenden stimmberechtigten Aktien der COGI Inc. ebenso wie einiger anderer 
Unternehmen.“ 
 

Interessant ist zunächst folgende Beschreibung: 
 



„COGI ist Teil einer komplizierten Firmenstruktur mit vielen miteinander verbundenen 
Unternehmen mit gemeinsamen Geschäftsführern, Direktoren und Gesellschaftern. Viele 
dieser Gesellschaften sind verbunden durch Schuldenerlass-Vereinbarungen, 
Darlehensverträge, Übertragung von Vermögenswerten, Anteilskäufe und 
Geschäftsführungsvereinbarungen. Es scheint, als hätten in den letzten sechs bis acht 
Monaten einige Vermögens- und Anteilsverschiebungen zwischen einigen dieser 
Gesellschaften stattgefunden, unter Treuhandvereinbarungen und anderweitig. Der 
Insolvenzverwalter hat Schwierigkeiten, die Firmenunterlagen, Computerverzeichnisse und 
Protokollbücher zu beschaffen, da einige Aufzeichnungen fehlen oder unvollständig sind und 
Firmenveränderungen nicht regelmäßig aktualisiert wurden. 

 
David Crombie und Alexander Gramatzki erscheinen häufig in unterschiedlichen Funktionen 
in vielen der Gesellschaften, die im vorläufigen Organigramm dargestellt sind, das als Anlage 
„A“ dem ersten Bericht des Insolvenzverwalters beigefügt ist.“ 

 
Der Insolvenzverwalter berichtet weiter, dass er zunächst davon ausging, dass Proven Oil Asia 
(POA) und Conserve Oil 1st Corporation 100%ige Töchter von Conserve Oil seien. Da an diese 
Gesellschaften Vermögenswerte der COGI übertragen wurden, habe er auch für diese 
Gesellschaften beim Gericht die Kontrollübernahme beantragt.  
 
In seinem zweiten Bericht heißt es weiter: 
 

„Während der ersten paar Tage des Insolvenzverfahrens traf sich der Insolvenzverwalter mit 
Vertretern von POA und COGI, wobei der Insolvenzverwalter deutlich machte, dass Niven 
Fischer Energy Services Inc. beauftragt wurde, das Tagesgeschäft zu übernehmen, und dass 
alle schwebenden Geschäfte vom Insolvenzverwalter freizugeben sind. Der Insolvenzverwalter 
wurde darüber informiert, dass zusätzlich zu einem Fördervertrag / einer 
Betreibervereinbarung vom 1. Juli 2015 ein vorrangiger Managementvertrag zwischen POA 
und Conserve in Kraft sei, dessen Inhalt der Insolvenzverwalter jedoch trotz entsprechender 
Aufforderung nicht in Erfahrung bringen konnte. 

 
Der Insolvenzverwalter hat Informationen, Dokumente und Zugang von POA gefordert, u.a. in 
einem Brief des Beraters des Insolvenzverwalters vom 4. November 2015 an David Crombie 
in dessen Eigenschaft als alleiniger Direktor der POA. Weiter traf sich der Insolvenzverwalter 
am 20. November 2015 mit David Crombie und nahm ihn ins Kreuzverhör zu seiner 
eidesstattlichen Versicherung, die er 23. November 2015 als Präsident und Direktor von 
POA beeidigt hat. 

 
Der Insolvenzverwalter fährt damit fort, Nachweise zu den verschiedenen Management-
Vereinbarungen, Beratungshonoraren, Provisionen, ungesicherten Schuldscheinen, 
gesicherten und ungesicherten Darlehen, Anteilsübertragungen und andere Dokumente zu 
sammeln, die das Muster des Geldflusses zwischen COGI-Gesellschaften, POA und anderen 
möglicherweise abhängigen Gesellschaften und Personen aufzeigen.“ 

 
Die Ausführungen des Insolvenzverwalters lassen keinen anderen Schluss zu als den, dass er 
betrügerische Machenschaften vermutet. Insbesondere bemüht er sich um die Kontrolle über die 
POA. Unstreitig ist, dass an diese Gesellschaft im vergangenen Jahr Öl- und Gasquellen der COGI 
übertragen wurden, ohne dass jedoch den Anlegern bis heute mitgeteilt wurde, welche Quellen zu 
welchen Preisen verkauft wurden und ob diese Übertragungen zu marktgerechten Konditionen 



erfolgt sind. Der Insolvenzverwalter scheint jedenfalls das Gegenteil zu vermuten (und ich 
persönlich vermute das auch).  
 
Er widmet der POA in seinem zweiten Bericht einen ausführlichen eigenen Abschnitt, der deutlich 
macht, woraus sein Misstrauen resultiert. Hier heißt es u.a.: 
 

„Viele der Öl- und Gaslizenzen, die hauptsächlich COGIs Vermögenswerte darstellen, wurden 
von COGI gehalten und waren auf ihren Namen registriert, angeblich wurde aber die 
wirtschaftliche Berechtigung an ihnen unter Treuhandvereinbarungen auf POA übertragen 
und wird weiter über Treuhandvereinbarungen und Managementverträge gehalten. Dem 
Insolvenzverwalter wurde berichtet, dass einige dieser Vermögenswerte von POA an Arrow 
Point übertragen wurden bzw. sich im Vorgang der Übertragung befinden. Zu diesem 
Zeitpunkt konnte der Insolvenzverwalter bestimmte Dokumente und Informationen sowie 
Zugang zum Computerserver, der von Arrow Point kontrolliert wurde, nicht erhalten - mit 
Ausnahme eines Spiegelbilds von einem Teil des Servers und einer Festplatte mit einigen 
Daten.“ 

 
Geschäftsführer von Arrow Point ist, wie wir bereits berichtet haben, Alexander von Gramatzki alias 
Alexander Gramatzki, einer der Söhne von Jürgen Hanne. Auch über die Übertragung von 
Gesellschaftsanteilen an der POA hatten wir bereits berichtet. Hierauf nimmt auch der 
Insolvenzverwalter nochmals Bezug. Er führt weiter aus, dass es ihm zunächst nicht gelungen ist, 
die Geschäftsunterlagen von POA einzusehen und dass ihm bestimmte Unterlagen, die 
insbesondere Auskunft über die Gesellschafterzusammensetzung geben, erst nach Zusicherung der 
Vertraulichkeit zur Einsicht überlassen wurden. 
 
Der Insolvenzverwalter fasst ferner zusammen, was David Crombie in seiner eidesstattlichen 
Versicherung hinsichtlich der Anteilsübertragungen an der POA erklärt hatte (auch hierzu hatten 
wir bereits berichtet). Dann führt er weiter aus: 
 

„Am 26. November 2015 beeidigte Mr. Crombie eine ergänzende eidesstattliche 
Versicherung, in der er zugab, in seiner früheren eidesstattlichen Versicherung und während 
des Kreuzverhörs durch den Insolvenzverwalter teilweise falsche Angaben gemacht zu haben. 
Arrow Point habe tatsächlich keine 100.000 stimmberechtigten Class „A“ Aktien erhalten, 
wie er zuvor behauptet hatte. Nach den Angaben in Mr. Crombies ergänzender 
eidesstattlicher Versicherung sind die aktuellen Anteilseigner Conserve, die 1.000 
stimmberechtigte Class „A“ Aktien halte, und CAGOM, die 100.000 stimmberechtigte Class 
„A“ Aktien halte.“ 

 
Bei der CAGOM handelt es sich um die Capital Asia Group Oil Management Ltd., deren 
Gesellschaftsanteile nach meinen Recherchen zu 100% von der Capital Asia Group Oil 
Management Pte Ltd. mit Sitz in Singapur gehalten werden, über die der Vertrieb an die Anleger 
in Asien läuft.  
 
Im Bericht des Insolvenzverwalters heißt es ferner: 
 

„Der Insolvenzverwalter erhielt einen Brief vom Alberta Energy Regulator („AER“), dem eine 
Liste von mehr als 90 Seiten mit Öl- und Gaslizenzen, die im Namen von COGI gehalten 
werden, beigefügt war. Es hat den Anschein, als seien bestimmte dieser Besitztümer 
Gegenstand aktueller Übertragungsvereinbarungen zwischen COGI, POA und/oder Arrow 



Point, und es ist unklar, ob für diese Verkäufe der volle Gegenwert bezahlt und ob der 
rechtliche Titel übertragen wurde. Der Insolvenzverwalter setzt seine Prüfungen dieser 
Übertragungen fort, einschließlich der Prüfung, ob diese Verkäufe möglicherweise unter Wert 
oder anderweitig anfechtbar erfolgt sind. Der Insolvenzverwalter ist sehr besorgt, dass diese 
Besitztümer zwischen verbundenen Unternehmen (zumindest hinsichtlich der 
wirtschaftlichen Berechtigung) übertragen werden, aber die Lizenzen und die 
Verpflichtungen aus diesen Besitztümern bei COGI verbleiben. Der AER weist darauf hin, 
dass erhebliche Aufgabeverpflichtungen und Kosten nach dem LLR mit diesen Besitztümern 
verbunden sind.“ 

 
Was heißt das im Klartext? Auch ich habe, um diese Ausführungen inhaltlich verstehen zu können, 
in Kanada recherchieren müssen.  
 
Wenn Öl- und Gasquellen, aus denen bereits gefördert wurde und/oder die für die Förderung 
erschlossen wurden, stillgelegt bzw. nicht mehr betrieben werden sollen, entstehen hierfür 
erhebliche Kosten. Was der Lizenznehmer in diesem Fall zu unternehmen hat, ist im LLR 
Programm (Licensee Liability Rating Program) festgelegt. 
 
Bevor eine Quelle aufgegeben werden kann, müssen nicht nur die betroffenen Landeigentümer 
informiert werden, sondern es ist vor allem sicherzustellen, dass die aufgegebene Quelle keine 
Gefahr für die Umwelt oder die Öffentlichkeit darstellt. Hierfür sind entsprechend den Vorgaben 
des AER Verpflichtungen zu erfüllen, zu denen die Erstellung eines Aufgabeprogramms, die 
Reinigung des Bohrlochs, das Entfernen aller Öl- und Gasrückstände, die Beseitigung von 
Schäden im Bohrloch, das Überprüfen der Dichtigkeit im Hinblick auf etwaige Verunreinigungen 
des Grundwassers, das Auffüllen des abgedichteten Bohrlochs mit unsalzigem Wasser oder 
nichtkorrosiver Flüssigkeit, das Kürzen der Bohreinrichtung auf mindestens ein Meter unterhalb 
der Oberfläche und Abdecken mit einer belüfteten Kappe u.a. gehören. Zuletzt müssen alle 
Einrichtungsgegenstände an der Oberfläche innerhalb von zwölf Monaten nach Abdichtung der 
Quelle entfernt werden. 
 
Wenn nun also nur die Rechte an der wirtschaftlichen Nutzung von Öl- und Gasquellen von COGI 
auf POA bzw. Arrow Point übertragen wurden, die Lizenzen und die damit verbundenen 
Verpflichtungen jedoch bei COGI geblieben sind, heißt das nichts anderes, als dass POA bzw. 
Arrow Point an den Quellen verdienen (und COGI nicht mehr), jedoch keine finanziellen 
Verpflichtungen übernehmen (die alle bei COGI verbleiben). Wenn sich die Vermutungen des 
Insolvenzverwalters als zutreffend herausstellen, ist COGI im letzten Jahr systematisch ausgehöhlt 
worden. 
 
3. mein Kommentar 
 
Die Vermutungen betrügerischer Machenschaften im POC-Management sind seit 2013 - seit der 
Berichterstattung der „Wirtschaftswoche“ - im Raum, auch wenn ihnen insbesondere von Monika 
Galba heftig widersprochen wurde. Die fehlende Vorlage eines Sanierungsplanes, die fehlenden 
Informationen über die Verkäufe von Öl- und Gasquellen im vergangenen Jahr, die lückenhaften 
und durch nichts belegten Informationen über die Entwicklung in Kanada durch die 
Fondsgeschäftsführung - dies alles passt in dieses Bild.  
 
Ich wage die Behauptung, dass kein Nachschuss der Welt die COGI im August 2015 noch hätte 
retten können. Was wäre geschehen, wenn alle Anleger die Ausschüttungen zurückgezahlt hätten? 



Mit mehr Liquidität hätten die Geschäfte nur weiterhin in Kanada wie gehabt fortgeführt werden 
können, ohne dass es zu irgendeiner Überprüfung gekommen wäre. Dass ein Großteil der Anleger 
der Aufforderung der Geschäftsführung nicht nachgekommen ist, stellt sich jetzt als Segen für 
diese Anleger heraus. Zum einen verlieren sie nicht noch mehr Geld, zum anderen gelingt es dem 
Insolvenzverwalter möglicherweise, Übertragungsvorgänge anzufechten und Vermögenswerte der 
COGI noch zu retten. Dieser Weg hätte sich ohne die Eröffnung des Insolvenzverfahrens nicht 
aufgetan. 
 
Ich halte es aber für sehr wahrscheinlich, dass selbst im besten Fall ein Großteil der Anlegergelder 
verloren ist, weil die COGI in 2014 und 2015 so weit ausgehöhlt wurde, dass sie auch unter 
günstigsten Umständen kein Geld mehr verdienen kann. Umso mehr stellt sich die Frage, ob die 
Anleger, die Ausschüttungen zurückgezahlt haben, diese ihrerseits wieder zurückfordern. Dass 
dies rechtlich höchstwahrscheinlich möglich ist, haben wir in früheren Veröffentlichungen bereits 
erläutert. 
 
Meines Wissens ist der Großteil der zurückgezahlten Ausschüttungen noch auf den Konten der 
Fonds in Deutschland. Sofern die Fonds keine Zahlungsverpflichtungen gegenüber der COGI 
haben - und bisher hat niemand solche Verpflichtungen behauptet - brauchen sie lediglich Geld 
für die Fondsgeschäftsführung und die Jahresabschlüsse. Insofern kann das zurückgezahlte Geld 
nur in verhältnismäßig kleinem Umfang verbraucht worden sein. Daher hat jeder Anleger, der 
Ausschüttungen zurückgezahlt hat, die Chance, dieses Geld wieder zurückzufordern. Diverse 
unserer Mitglieder haben diesen Weg bereits eingeschlagen und lassen sich hierbei von der 
Kanzlei Schirp Neusel & Partner in Berlin vertreten, wo die Partnerin RAin Antje Radtke-Rieger für 
das Thema zuständig ist.  
 
Berlin, 8. Januar 2016 
 
Kerstin Kondert für  
Aktionsbund Aktiver Anlegerschutz e.V. 
 


